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Änderungen im Grunderwerbsteuergesetz  
 
Mit dem am 02.07.2026 im Bundesgesetzblatt veröffentlichten Neunten Gesetz zur Änderung 
von Vorschriften im Steuerberatungsrecht sowie im Steuerrecht (9. StBerÄndG, BGBl. 2026 I 
Nr. 197) sind mehrere für die Praxis relevante Änderungen umgesetzt worden. 

A) Änderungen im Grunderwerbsteuergesetz 

Das Gesetz zur Modernisierung des Steuerberatungsrechts bringt auch bei der Grunderwerb-

steuer weitreichende Änderungen, nämlich 

• Ausschluss einer möglichen zweifachen Besteuerung beim Auseinanderfallen des Ver-
pflichtungsgeschäfts (Signing) und des Verfügungsgeschäfts (Closing) 

• Verlängerung der Anzeigefristen für Beteiligte auf einen Monat 

• Begünstigungen für Personengesellschaften dauerhaft gesichert 

Die wesentlichen Änderungen sind im Detail die Folgenden. 

I) Vermeidung der Doppelbesteuerung bei Signing und Closing - Vorrang des Sig-
nings  

Beim Erwerb von Grundstücken fällt grundsätzlich Grunderwerbsteuer an. Zur Reduzierung 

dieser Steuerbelastung werden in der Praxis häufig sog. Share Deals genutzt.  Dabei wird 

nicht das Grundstück selbst übertragen, sondern Anteile an einer Personen- oder Kapitalge-

sellschaft, die Eigentümerin der Immobilie ist. Rechtlich wechselt somit nicht das Grundstück 

den Eigentümer, sondern lediglich die Gesellschaftsanteile.  

1. Bisher geltendes Recht 

In der Vergangenheit konnte bei einem Share Deal sowohl das schuldrechtliche Verpflich-
tungsgeschäft (Signing) als auch das spätere Verfügungsgeschäft (Closing, dinglicher Vollzug) 
Grunderwerbsteuer auslösen. Der Gesetzgeber hatte versucht, über § 16 Abs. 4a GrEStG 
unter engen Voraussetzungen einen Vorrang der Grunderwerbsteuerfestsetzung beim Closing 
herbeizuführen. Voraussetzung war u.a. die korrekte Erfüllung der Anzeigepflicht von zwei 
Wochen sowohl für das Signing als auch für das Closing. Diese Regelung führte zu praktischen 
Schwierigkeiten, so dass erhebliche Doppelbesteuerungsrisiken bestanden. 

2. Neues Recht – Vorrang des Signings vor dem Closing 

Mit der Neuregelung wird das bisherige Verhältnis der grunderwerbsteuerlichen Tatbestände 
umgekehrt. Es besteht grundsätzlich nur noch eine Anzeigepflicht zum Zeitpunkt des Signings. 
Damit soll der Vorgang regelmäßig zu diesem Zeitpunkt bereits abschließend besteuert wer-
den. Die für den Zeitpunkt des späteren Closings maßgeblichen Vorschriften finden nachran-
gig weiterhin Anwendung, soweit keine Steuerbarkeit nach den Vorschriften für das Closing 
eingetreten ist.   

§ 16 Abs. 4a GrEStG wurde in dem Zuge für Neufälle aufgehoben. 

3. Anwendbarkeit und Übergangsregelungen  

Die Umkehr des Besteuerungsvorrangs (Closing vor Signing) ist erstmals für Rechtsgeschäfte 
anzuwenden, die nach dem 02.07.2026 verwirklicht werden. 

Für die Praxis wichtig ist die neue Übergangsregelung. Danach gilt die Neuregelung auch für 
Transaktionen, 

• deren Signing bereits vor dem 03.07.2026 erfolgt ist und 

• deren Closing jedoch erst nach dem 02.07.2026 stattfindet. 

Für diese Fälle wird nun ausdrücklich klargestellt, dass eine Besteuerung ausschließlich nach 
der Neuregelung erfolgt. § 16 Abs. 4a GrEStG ist auf diese Fälle nicht mehr anwendbar. 
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Das bedeutet für laufende Transaktionen, dass bei Closings ab dem 03.07.2026 mit einer zeit-
nahen Veranlagung durch die Finanzbehörden der bereits verwirklichten Signing-Tatbestände 
zu rechnen ist. Eine zusätzliche Anzeige des Closings der grundbesitzenden Gesellschaft ist 
nicht mehr erforderlich, wenn zwischenzeitlich kein weiterer Grundbesitz hinzugetreten ist. 

II) Erweiterung der Steuerschuldnerschaft und der grunderwerbsteuerlichen Anzei-
gepflichten 

Zur Sicherung des Steueraufkommens wurden auch die Regelungen zur Steuerschuldner-
schaft in § 13 Nr. 5 und Nr. 8 GrEStG modifiziert. In den Fällen der Anteilsvereinigung von 
mindestens 90 % und der Übertragung vereinigter Anteile von mindestens 90 % soll neben 
den Erwerbern (und ggf. Veräußerer) auch die grundbesitzende Gesellschaft Schuldnerin der 
Grunderwerbsteuer sein (§ 13 Nr. 5 GrEStG). In Fällen der wirtschaftlichen Beteiligung von 
mindestens 90 % soll neben der grundbesitzenden Gesellschaft auch der Rechtsträger, der 
die wirtschaftliche Beteiligung innehat, Steuerschuldner der Grunderwerbsteuer sein (§ 13 
Nr. 8 GrEStG). Erstmalige Anwendung finden die Vorschriften auf Rechtsgeschäfte, die nach 
dem 02.07.2026 verwirklicht werden (§ 23 Abs. 28 GrEStG). 

III) Einheitliche Anzeigepflicht von einem Monat 

Künftig haben die Anzeigepflichtigen innerhalb eines Monats, nachdem sie von dem anzeige-
pflichtigen Vorgang Kenntnis erhalten haben, den Vorgang anzuzeigen, und zwar auch dann, 
wenn der Vorgang von der Besteuerung ausgenommen ist. Dies schafft Klarheit und beseitigt 
bisherige Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen inländischen und ausländischen Steuer-
schuldnern. 

IV) Dauerhafte Fortgeltung der Begünstigungen für Personengesellschaften 

Besonders praxisrelevant ist auch die Aufhebung der Befristung des § 24 GrEStG. Die Vor-
schrift wurde im Zuge des MoPeG eingeführt, um die grunderwerbsteuerlichen Folgen der zi-
vilrechtlichen Reform des Personengesellschaftsrechts abzufedern. Durch die Anerkennung 
der Rechtsfähigkeit der GbR wurde das traditionelle Konzept der Gesamthand grundlegend 
verändert. Ohne eine gesetzliche Klarstellung hätte dies dazu führen können, dass Personen-
gesellschaften grunderwerbsteuerlich nicht mehr transparent behandelt werden.  

24 GrEStG stellte daher bis zum 31.12.2026 sicher, dass Personengesellschaften auch zu-
künftig wie Gesamthandsgemeinschaften behandelt werden und insbesondere die Steuerbe-
freiungen der §§ 5 und 6 GrEStG Anwendung finden. Durch die Aufhebung der Befristung 
bleiben die Vergünstigungen der §§ 5 und 6 GrEStG für Grundstücksübertragungen im Zu-
sammenhang mit rechtsfähigen Personengesellschaften auch ab dem ab 01.01.2027 erhalten. 

Insbesondere für Familienunternehmen und konzerninterne Umstrukturierungen bleibt so ein 
wesentliches grunderwerbsteuerliches Privileg erhalten. 

B) Bedeutung für die Praxis 

Die Reform ist zu begrüßen. Sie beseitigt nicht nur die erhebliche Rechtsunsicherheiten bei 
Share Deals, sondern stärkt auch die Systematik des Grunderwerbsteuerrechts. Insbesondere 
die Entfristung des § 24 GrEStG sichert einen zentralen Bestandteil der steuerlichen Struktu-
rierungsmöglichkeiten bei Personengesellschaften. Für die Praxis bedeutet dies vor allem 
mehr Planungssicherheit und eine verlässliche Grundlage für zukünftige Transaktionen von 
Immobilien und Gesellschaftsanteilen. 
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